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In dem Rechtsstreit

Beklagten und Revisionsklägerin,
Zugestellt am
Bo■ovember1965

g e g e n

o.!oo.0o.0Dancea.ooco.0a....oooo.oooonaoonooooobvnoooo.

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 2; Senat des Bundessozialgerichts am 50„ Juli

1965 ohne mündliche Verhandlung durch

\ Senatspräsident B r a c k m a n n ,
— Vorsitzender —

Bundesrichter Dr° B a r e s e l und

Bundesrichter H u n g e r ,
Bundessozialrichter Dr() E b e r l e und

Bundessozialrichter L e p i n s k i

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—West—

falen vom 20. März 4962 wird mit den ihm zugrunde
liegenden Feststellungen aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der im hai 1915 geborene Kläger hat zweimal ein Kopftrauma

erlitteno Am 22" April 1945 trug er als Soldat durch Autoun—

fall einen Schädelbruch davon und war sechs Tage bewußtlos°

Er bezog deswegen eine Beschädigtenrente vom.Versorgungsamt

Dortmund, die zunächst nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdB) von 50 v„Ho bemessen‚ Mitte 1950 auf 50 VCH° erhöht

und Lnfcng 1954 entzogen wurde; das Vnrfehren gegen den Ent—

ziehunrsbescheid endete 1965 mit der Weitergewährung der Be—?
schädi5tehr@nte in Höhe von 40 v„H„

Seit 1947 war der Kläger bei der Pbst zunächst als Kraftfah—

rer, dann als Werkstattarbeiter in der Hauptwerkstatt für

£bstkraftwagen in Dortmund beschäftigte Hier kam er am 22() Ju-

ni 1949 beim Transport mit einem Elektrokarren zu Fall,

schlug mit der linken Kopfseite auf und war einige Minuten

benußtloso Die Ärzte des Krankenhauses Bethanien berichteten

im November 1949, die vom Kläger noch angegebenen Kopfschmer—

zen seien sicherlich Folge des Schädelbruchs und kämen nicht

von der am 220 Juni 1949 erlittenen, immerhin nur sehrleichten

Gehirnerschütterung° Hierauf veranlaßte die Beklagte nichtso

Erst als der Kläger am 190 September 1951 unter Hinweis auf

seine ständigen starken Kopfschmerzen Unfallentschädigung

beantragte, hörte die Beklagte den Nervenarzt Dro CC Ü,
lengerich; dieser führte in seinem Gutachten vom 60 September

1951 aus, Beschwerden nach Gehirnerschütterung dauerten bei

hirngesunden Menschen erfahrungsgemäß zwei bis drei Jahre,

bei schon vorher Hirngeschädigten könnten die posteommotionel—

len Beschwerden aber wesentlich länger anhalten und durch die

Folgezustände der ersten Hirnschädigung verstärkt werdeno Beim

hläger, dessen im Krieg entstandene Hirnschädigung bereits

eine MdB von 50 v„H„ bedinge, habe die durch den Arbeitsunfall

(Drlittene Gehirnersehütterung eine weitere MdB von 20 v„Ho ver—

5rsscht, so daß seine MdB mit insgesamt 60 voHo zu bewerten sei.()
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Da mit allmählicher Besserung der postcommotionellen Beschwer—

den zu rechnen sei, empfehle sich eine erneute Untersuchung

nach einem Jahr‚ Die Beklagte gewährte hierauf dem Kläger

mit Bescheid vom 14a November 1951 eine Teilrente von 10 voHa‘

für die Zeit von der Anspruchsanmeldung (19° September 1951)

an; als Folge des Arbeitsunfalls wurde im Bescheid die Ver—

schlimmerung der auf die Wehrdienstbeschädigung zurückzu—

führcnden Kopfbeschwerden anerkannt?!

Mit der hiergegén eingelegten Berufung, die als Klage auf

das Sozialgericht (SG) Dortmund überging, begehrte der

Kläger Zuerkennung einer höheren Rente vom 1° Juli 1949

an" In der mündlichen Verhandlung am 50 Mai 1954 wurde

ein Vergleich mit folgendem Wortlaut protokolliert:

”Der Vertreter der Beklagten erklärt sich bereit,
dem Kläger eine Rente von 20 % ab 19° 9° 1951
zu zahlen„ Er behält sich Jedoch Widerruf dieses
Vergleichsvorschlags innerhalb eines Monats vera
Der Vertreter des Klägers ist hiermit einverstan—
den und verzichtet auf Rentenansprüche für die
Zeit vor dem 19° 9° 1951„"

Die Beklagte teilte hierauf dem SG mit, sie stimme dem Ver—

gleich dergestalt zu, daß dem Kläger ab 19" September 1951

eine Unfallrente von 20 VOHO, statt bisher 10 v„Ho gewährt
werde, sofern er die Klage gegen den Bescheid vom 14, Novem-

ber 1951 zurücknehme° Die auf 20 voHo erhöhte Dauerrente

pwurde sodann dem Kläger formlos angewiesen (Mitteilung vom

160 Juli 1954)°

Anfang 1955 wurde der Kläger in der Universitäts—Nerven-

klinik Münster einige Wochen lang beobachtet„ In ihrem Gut—

achten vom 50 März 1955 meinten Dro Ex::■x:xr: und Dr" A:xxxi

der Kläger habe beim Arbeitsunfall wahrscheinlich eine leich—

tere Gehirnerschütterung davongetragen; damit zusammenhängen—

de Folgeerscheinungen ließen sich nicht mehr nachweisen, ei-

ne unfallbedingte MdB sei also nicht mehr anzunehmen; die

noch bestehenden Beschwerden seien auf die Wehrdienstbesehä—
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di5un5 und andere unfallfremde Leiden zurückzuführeno Durch

Bescheid vom 240 März 1955 entzog die Beklagte die Rente für

die Zeit vom 10 Mai 1955 an"

Auf die hier5e5en erhobene Klage hat das SG den Nervenarzt

Dra W: 11, Münster, 5utachtlieh gehört, der den Kläger

bereits Mitte 1950 in dessen Versorgungssache untersucht hatte

und nunmehr auf Grund einer erneuten Untersuchung Anfang 1956

f }_
.l

fuo 5en es dar5elegt hat: Trotz des geringen objektiven Befunr

“ei davon auszugehen, daß der Kläger am 220 April 1945 einep 0 u „

Hirt ontu sion mit dauernden Fol5en erlitten habe° Im Ver5leich

zur Untersuchun5 von 195 sei jetzt keine wesentliche Befund—

änderun5 festzustellen" Die MdB wegen des Hirndauersehadens

betrr5c — ent5eÖ en der im Lnt ziehungsbeseheid des Versor5un5s—

emts vertretenen Auffas sun5— weiterhin 50 voH„ Allerdings sei

es jetzt nicht mehr hinreichend wahrscheinlich, daß der Arbeits—

unfall vom 220 Juni 1949 noch wesentliche Fol5en hinterlassen

habe; die durch diesen Unfall herbeigeführte zusätzliche Lei-

stun;smi nderun5 sei zwar — im Hinblick auf den bereits vorher

vorhandonc■Hirndauerschaden
— nicht wieder ausgeglichen, eine

meßbare selbständige MdB für die Unfallfol5en sei aber nicht

mehr anzuerkenncno

Das SG hat durch Urteil vom 110 März 1957 die Klage-abgewiesen;

ie zur Rentenentziehun5 berechtigende wesentliche Änderung

der Verhältnisse sei darin zu erblicken, daß die 1951 von Dr°

Ca:x:x.en5enommene vorüber5ehende Verschlimmerun5 der Wehrdienst

beschädi5un5 durch postcommotionelle Beschwerden jetzt nicht

mehr vorlie5e

lm Ve1fahren uber die Berufun5 des Klägers haben zunächst

Prof„ Dr„ Pax:x::und Dro Cxxxxz.von der Rheinischen Landeskli—

nik für hirnverletzte, Bonn, im Januar 1958 5utaehtlich au55e-
führt, im neurolo5ischen Befund ließen sieh_keine wesentlichen

auf einen Hirndauerschaden hinweisenden Re5elwidrigkeiten fin-

den; beim Klä Qer handele es sich um eine Neurose auf konstitu—

tionell neura M4heni scher Grundlage; die Hirners chütterun5
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leichtesten Grades vom 220 Juni 1949 sei nicht ursächlich

für die derzeitigen Beschwerden des Klägers; eine unfall—

bedingte MdE bestehe nicht° Dagegen hat der Nervenarzt

Dro Sf"

stati0näre Untersuchung des Klägers berichtet, es hande—

Lengerich, über eine im Juni 4958 erfolgte

le sich um Krankheitserscheinungcn nach zweifachem Schä—

deltraumao Schließlich haben Prof{; Dr„ L:t::13331.und Dr„

R ':

“960 den Kläger untersuchte Sie haben sich dahin geäußert,
der Arbeitsunfall habe ein bereits kontusionell geschädig—

':von der Städtischen Nervenklinik Essen im Juni

tes Hirn betroffen; daher sei die Möglichkeit einzuräumeh,

daß die neu hinzugetretcne leichte Gehirnerschütterung

beim Kläger zu heftigeren und länger anhaltenden Beschwer—

den geführt habe(, als 3 bei einem Hirngesunden der Fall

gewesen wäre„ Eine Rentengewährung über den Ablauf von

zwei Jahren hinaus ‘rscheine jedoch auch beim Kläger nicht

gerechtfertigt„ Die jetzt noch vom Kläger vorgetragenen

Besclwerden seien teils auf die im Krieg erlittene Hirn—

kontusion‚ teils auf einen erheblichen Medikamentenmiß—

brauch zurückzuführen„ Eine Änderung gegenüber dem von
.Dr° Cm:

nicht festzustellen; vermutlich habe aber die leichte

;„im September 1954 erhobenen Befund sei zwar

Gehirnerschütterung vom 220 Juni 1949 schon im Zeitpunkt

der Untersuchung durch Dro Cm:rx■.keine meßbare MdE mehr

verursachen können„ Zur Zeit der Rentenentziehung im Mai
4955 und jetzt sei keine unfallbedingte MdE anzunehmeno

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 200

März 4962 unter Änderung der SG—Entscheidung den ange-
fochtenen Bescheid aufgehoben und die Beklagte verurteilt‚

dem Kläger über den 500 April 1955 hinaus eine Unfallren—

te nach einer MdB von 20 VDHo zu zahlen: Für die nach

5 608 der Reichsversicherungsordnung (RVG) aF erforderli—
che Prüfung, ob in den für die Entschädigungsfeststellung

maßgebend gewesenen Verhältnissen eine wesentliche Ände—

rung eingetreten sei, komme es auf die dem Abschluß-des

gerichtlichen Vergleichs am 30 Mai 1954 zugrunde liegenden

Verhältnisses an, und zwar auf die in Wirklichkeit (objek—
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tiv) gegebenen Verhältnisse, nicht hingegen darauf, was
subjektiv für die Beklagte bei der damaligen Feststellung

der Dauerrente maßgebend gewesen sei (BSG ?, 8, 12)() Ent—

gegen der Ansicht der Beklagten sei daher nicht von dem

Gutachten des Nervenarztes Dro Caxzxr vom 60 September 1951

auszugehen, vielmehr sei zu prüfen, ob am 50 Mai 1954 die

objektive Sachlage beim Kläger noch eine unfallbedingte MdB

von 20 v°Ho gerechtfertigt habeo Dies sei zu verneinen°

Dro C:xx:x habe zwar 1951 noch eine MdB von 20 voHo als ange—

messen erachtet, gleichzeitig aber — trotz der von ihm an—

genommenen langsamen Eückbildung der Unfallfolgen — auf die

KOttendigkeit einer Nachuntersuchung in spätestens einem

Jahr hingewieseno'Die späteren Gutachten, insbesondere das—

Jenige des Profo Dro L:xx:xzmrx, ergäben jedoch, daß schon

im Zeitpunkt der Untersuchung durch Dr„ C:;n: .........eine unfall—
-.-rw

bedingte Men nicht mehr bestanden habeo Selbst wenn man aber,

entg gen Prof Dro L 33:3?"33, mit Dr" Ct::■■ noch für eine

gewisse Zeit nach Septemoer 1951 eine unfallbedingte MdB

annehme, so h be eine solche doeh niemals bis zum Ver—

:gleichsabschluß bestandeno Alle Sachverständigen — auch

Profo Dr„ thxxx.und Dr, Kf:::■t:, deren Gutachten vom
250 Oktober 1955 der Entziehung der Beschädigtenrente zu—

grunde lag — stimmten darin überein, daß es sich bei dem

rbeitsunfall nur um eine leichte Gehirnerschütterung mit

vor übe% ehender Ver schlimmerung der Folgen der Kriegsdienst—

be schädi gu1g gehandelt habe, Damit sei erwiesen, daß

gleichgültig ob bereits 1951 oder erst 1955 der Unfallfol—

genaustand behoben war — zumindest im Zeitpunkt des Ver—

glei chsabschlusses objektiv keine Unfallfolgen mehr vorla—

gen° Dessen habe sich auch die Beklagte bewußt sein müssen

und sie sei sich auch — wie aus dem Bericht vom 80 Mai

1954 ihres Tcrminbevollma chtigten hervorgehe - klar darüber

gewesen, Die 1955 in der Universitäts—Nervenklinik Münster

vorgenommene Untersuchung sei somit nichts weiter als die

verspätete, schon vor Jahren erforderlich gewesene Über—

pi ufung der unfallbedi nrten MdB; zur Frage der wesentlichen

Änderung nehme dieses Gutachten keine Stellung; da es eine

..’7..
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meßbare MdB für die Unfallfolgen verneine, bestätige dieses

Gutachten nur die von den Sachverständigen Profa Dro Jr::::‚

Prof° Dro P;:::L und Prof„ Dr; in :; vertretenen Auffas—

sungen° Da hiernach die Beklagte wegen des Fehlens einer we—

sentlichen Änderung in den Verhältnissen nach dem 50 Mai

4954 eine Neufeststellung gemäß5 608 RVGab“nicht treffen
durfte, sei ihr Entzichungsbescheid rechtswidriga

Der Entziehungsbeseheid könne auch nicht deswegen Bestand

haben, weil die Bewilligung der Rente von Anfang an fehler—

haft gewesen sei„ Eine Aufhebung fehlerhafter Verwaltungs—

akte nach Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts sei

in der Unfallversicherung nicht zulässig (BSG 14, 10); außer—

dem handele es sich hier um einen gerichtlichen Vergleich,

über dessen Wirksamkeit nicht der Versicherungsträger, sondern

allein das Gericht entscheiden dürfe (BSG ?, 279)„ Ob der

Vergleich vom 30 Mai 1954.wirksam oder unwirksam sei, könne

überdies nicht im anhängigen Rechtsstreit, sondern nur in dem

alten, durch den Vergleich abgeschlossenen Verfahren ent—

schieden werden"

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen das am 170 Mai 1962 zugestellte Urteil hat die Beklag—

te am 1„ und 60 Juni 4962 Revision eingelegt und sie inner—

halb der bis zum 170 August 4962 verlängerten Frist wie folgt

begründet: Das LSG habe die Grenzen Seines Beweiswürdigungs—

rechts überschritten, indem es aus dem neun Jahre später er—
statteten Gutachten des Profo Dr° sztnxxxrä folgere, bereits

d951 hätten — entgegen den sorgfältigen und genau belegten

Angaben des Sachverständigen Dr° szrx:.— gar keine Folgen
des Arbeitsunfulle mehr vorgelegen; kein Gutachter könne

neun Jahre später rückschauond eine solche Feststellung tref—
fcno

Das LSG habe den Umfang der Bindungswirkung, die dem umstrit—

tenen Vergleich vom 50 Mai 1954 zukomme, verkannto Da in dem

Wortlaut des Vergleichs irgendwelche Unfallfolgen nicht auf—
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geführt waren, sei mit dem Urteil des 50 BSG—Senats vom
240 November 4958 (SozR EVO @ 1585 Nr„ 5) anzunehmen, daß

dieser Vergleich nicht geeignet gewesen sei, Bindungswirkun—

gen herbeizuführena Einen Bescheid des Rentenausschusses

zur Ausführung des Vergleichs habe der Kläger nicht erhalten,

sondern nur die formlose Mitteilung vom 160 Juli 3954, so
daß für die Anwendung des @ 77 des Sezialgeriehtsgesetzes

“GG) kein Raum sei„ Beim Zustandekommen der am 50 Mai

—
—

‘—
\

/'\ U
‘

(! d“
\O

54 pretokollierten Erklärungen sei zu bedenken, daß die

leitsaehe damals schon fast drei Jahre anhängig und das

SG wohl b@trebt gewesen sei, unter Vermeidung weiterer Be—

weiserhebung die Sache zu erledigen, wobei dem Kläger durch

Zubilligung einer höheren Rente zunächst geholfen, anderer—

seits aher der Beklagten die Möglichkeit eröffnet werden
sollte, diese erhöhte Rente baldigst durch erneute ärztli—

che Untersuehung richtigzustellenäbdas Vorgehen des SG komme

also praktisch dem Erlaß einer einstweiligen Verfügung

gleich„

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG

Dortmund vom 110 März 1957 zurückzuweisen,

hilfsweise,

die Suche an das LSG zur erneuten Verhandlung
..

und Entscheidung zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt Zurückweisung der Revision" Er hält

das angefochtene Urteil für zutreffend und weist darauf

hin, daß der wirksame Vergleich vom 50 Mai 4954 nicht durch'

Umstände beeinflußt werden sei, die der Kläger Zu vertreten
habeo ‘

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil gemäß 5 124 Abso 2 SGG
einverstanden erklärte
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Die Revision ist statthaft und zulässig° Sie hatte auch

Erfolg°

Bei der nach @608 nvo aF erforderlichen Prüfung, ob in
den für die Entschädigung$feststellung maßgebend gewesenen

Verhältnissen eine wesentliche Änderung eingetreten ist,

kommt es darauf an, wie die Verhältnisse zur Zeit der Ren—

tenbewilligung in Wirklichkeit — objektiv — gewesen sind°

Aus diesem Grundsatz, von dem das LSG übereinstimmend mit

der Rechtsprechung des erkennenden Senats (vglo SozR RVG

€ 608 a? Nr, 10; BSG 18, 84) ausgegangen ist, ergibt sich
die Folgerung, daß die Voraussetzungen des S 608 RVG aF

für eine Rentenentziehung nicht erfüllt sind, wenn sich

die der Rentenbewilligung zugrunde liegende Diagnose

später als irrtümlich oder die damalige Bewertung der MdE

als überhöht erweisen; die aus solchen Umständen gewonnene
Erkenntnis, daß die Rente seinerzeit überhaupt oder der

Höhe nach zu Unrecht bewilligt werden war, bedeutet keine

Änderung der Verhältnisse (vgl BSG 6, 25; ?, 295, 8, 244,

10 72, SozR RVG € 4286 Nr, 6)

Unter diesem rechtlichen Gesichtspunkt hat das LSG angenom—

men, die Beklagte könr e ihren Entziehungsbescheid vom 240

März 1955 nicht aui & 608 RVG aF stützen, weil die hierfür

erforderliche wesentliche Änderung der Verhältnisse nicht

nachweisbar sei; bereits im Mai 1954 habe nämlich beim Klä—

'ger eine durch den Arbeitsunfall verursachte MdB von 20

v„H°, welche die Rentenbewilligung durch den Vergleich vom
50 Mai 1954 gerechtfertigt hätte, objektiv nicht mehr vor—
gelegen° Dieser Auffassung vermag der erkennende Senat

nicht beizupflichteno Dabei kann 0 fenbleiben, ob die An—

griffe der Revision gegen die Beweiswürdigung des LSG hin—

sichtlich der rück schauend zu beurteilcnden unfallbedingten

MdB auch insoweit begründet sind, als es sich um den vom
LSG als maßgebend 0‘achtctcn Zeitpunkt des 50 Mai 4954 han—

delte Dieser Zeitpunkt durfte nämlich bei der nach 5 608
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RVG aF anzustellenden Eiüfung, wie sich die "Verhältnisse"

bezüglich der unfallbedingten MdB des Klägers entwickelt
hatten, gar nicht berücksichtigt werden, weil der am 50 Mai

4954 von den Beteiligten vor dem SG vereinbarte Vergleich

über die Gewährung einer Rente von 20 v„Ho keinen hinreichen—

den Aufschluß darüber gibt, welche Verhältnisse in jenem

Zeitpunkt für die Feststellung der Entschädigung maßgebend

gewesen sind„ Nach Meinung des Senats kommt es aber — von den

Sonderfällen des Verlustes der für die frühere Rentenbewilli—

gung maßgebenden Unterlagen abgesehen (vglo insoweit BSG 7,

295; SozR RVG @608 aF Nr„ 10) —bei der Anwendung des 5 608
RVG aF darauf an, ob die frühere Entschädigungsfeststellung,

die für ine Änderung der Verhältnisse den Ausgangspunkt

bildet, erkennen läßt, welche Unfallfolgen damals für die

Zuerkennung und Bemessung der Rente als maßgeblich angesehen

werden sind; die in dieser Vorschrift verwirklichte Bindungs—

wirkung bedarf einer konkreten Grundlagea fit Recht verweist

die Revision in diesem Zusammenhang auf das Urteil des BSG

vom 210 November 1958 (SozR RVO @ 1585 Nr() 5), dessen Erwä—

gungen nach Ansicht des erkennenden Senats auch zur Entschei—

dung der hier vorliegenden Frage heranzuziehen sind, ob der

gerichtliche Vergleich überhaupt für die Anwendung des 5 608

EVO aF in Betracht kommt„ Dem Wortlaut der Sitzungsnieder—

schrift vom 50 Mai 1954‚ den Akten des SG über den damaligen

Rechtsstreit und schließlich auch dem Schreiben vom 160 Juli

4954, mit dem die Beklagte die Ausführung des Vergleichs dem

hläger mitteilte, sind keinerlei Anhaltspunkte dafür zu ent—

nehmen, welchen medizinischen Befund der Unfallfolgen die

Beteiligten der damaligen Rentenbewilligung zugrunde legen

wollteno Es mangelte somit dem Vergleich an der erforderlichen

honkretisierung der für die Rentenbewilligung maßgebenden

'Veahaltnisse, so daß er nicht geeignet war, eine im Rahmen des
% 608 RJQ aF zu berücksichtigende Bindungswirkung zu entfalten°
Ob die von der Revision gezogene Parallele zum Erlaß einer

einstweiligen Verfügung zutrifft, kann unerörtert bleiben;

nach Meinung des erkennenden Senats bestehen aber jedenfalls

wisse Ähnlichkeiten zu den im Versorgungsrecht vorgekommenen
iällen eines ohne ärztliche Nachuntersuchung ergangenen
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"Umanerkennungsbescheides", dem nicht die Verhältnisse zur
Zeit seines Erlasses zugrunde legen (vgl" hierzu SozR BVG

@ 62 Nro 24)0.

Entgegen der Auffassung des LSG ist also bei der Anwendung

des % 608 RVO aF hier nicht von der Entschädigungsfest—
stellung im Mai 1954, sondern von der vorangegangenen Renten—

bewilligung auszugehen, die mit dem Bescheid vom 140 Novem—

ber 1951 erfolgt ist° In diesem Bescheid hat die Beklagte

— unter Bezugnahme auf das Gutachten des Nervenarztes Dro

„'vom 60 September 1951 — eine Verschlimmerung der

.bereits seit der Kriegsbeschädigung bestehenden Kopfbe—

schuerdcn als Folge des Arbeit$unfalles anerkannt„ Die für
die vergleichende Prüfung nach @ 608 RVG aF maßgebenden

Ausgangsverhältnisse sind also in dem Befund enthalten,

den Dr° C::I::.im September 1951 erhoben hat,

Obwohl das LSG von seinem — unzutreffenden — rechtlichen

Standpunkt aus dazu gar nicht Stellung zu nehmen brauchte,

hat es doch beiläufig zum Ausdruck gebracht, daß seiner An—

sicht nach schon im Zeitpunkt der Untersuchung des Klägers

durch Dr„ Cmrrxn.eine unfallbedingte MdB-nieht mehr bestan—

den habe„ Die Angriffe, welche die Revision gegen diese

hauptsächlich auf das Gutachten des Prof„ Dr„ L::1122311

gestützte Annahme gerichtet hat, sind begründet° Im Laufe

der Jahre sind über die Auswirkungen der beiden Kopftraumen

des Klägers zahlreiche nervenärztliche Gutachten erstattet

werdeno Die beteiligten Sachverständigen haben hierbei

außerordentlich stark voneinander abweichende Diagnosen

und KdE—Schätzungen geäußert° Während Profo Dro Prinz:

und Profo Dro J xxxr1die Beschwerden des Klägers mit neu—
}rotischen Erscheinungen erklären wollen, haben die mei—

sten Ärzte
— außer Dro Cmrxxt insbesondere noch Dr° W331—

f:1:3, Prof„ Dr° S::xmx.und auch Prof„ Dr„ LKIH:

das Vorliegen hirnorganischer Störungen angenommene Es

erscheint von vornhereinänicht
ganz folgerichtig, daß

das LSG, welches sich im wesentlichen an das Gutachten des

_ qg _
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Freie Dro L:?

weise die Auffassungen der Professoren Dro P■f”TI und Dr„

anlehnt, ergänzend auch noch stellen—

Jaz:x: verwertet, also derjenigen Sachverständigen, deren

Beurteilung auf einem ganz contra ren Ausgangspunkt beruhta

Fragwürdig ist auch — angesichts der zwischen den Sachver—

ständ% en herrschenden vielen Divergenzcn — die Annahme des

LSG, durch das 1960 erstattete Gutachten des Prof„ Dro

LIIIIIIIIÜ sei die Entwicklung der Unfallfolgen nicht
bloß bis in nie Zeit um Anfang 3954, sondern sogar bis

Se>tember 4954 — also rückschauend über einen Zeitraum von
r J'hren hinweg — zweifelsfrei geklärt worden° Ausschlag—

tcnd is t indessen, daß die Ausführungen des Prof° Dr°

LSIIWMIIÜI folgenden — vom LSG offenbar übersehenen — inne—

Lcn Widerspruch aufweisen: Dieser Sachverständige hat un—
mi■verständliCh der von den Gutachtern Dr„ CIIIIE und Dr„

/JIJI::: geäußerten Erwägung beigepflichtet, bei einem
Mc on vorher hirnéf eschädi5ten Menschen werde eine commtio

nicht innerhalb des sonst erfahrungsgemäß anzunehmenden

D
?

ei oraumes von ungefähr zwei Jahren kompensier t‚ sondern

der Kü0kbildungsprozeß beanspruche in diesen Fällen eine
längere Zeit; die Ausführungen des Prof„ Dro L::I:I:t■i

lassen ferner klar erkennen, daß nach seiner Auffassung
.‚

der Kläger durch die Wehrdienstheschädigung vom 220 April

\loi'5 eine Hirndauerschädigung davongetragen hatteo Dann ist\

es aber unverständlich — im Gutachten auch in keiner Weise
hinlänsli0h erläutert —, wie Profo Dr„ L;xrxx■nrm trotzdem

zu dem E%ebnis g;elangen konnte, die posteommotionellen
Beschwerden infolge des Arbeitsunfalles vom 220 Juni 1949

seien doch schon nur zwei J-ahre später völlig abgeklungen

geweseno Dieses Ergebnis läßt sich mit den angeführten
Prämissen, von denen das Gutachten ausgeht, nicht verein—
bareno

Die vom LSG vertretene Auffassung, der Entziehungsbescheid
sei wegen des Fehlens einer wesentlichen Änderung der Ver—

hältnisse reChtswidrig, beruht demnach — wenn der September

495? als der maßgebende zeitliche Ausgangspunkt zugrunde

- q; _
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gelegt wird — auf unzureichenden Feststellungeno Auf

die begründete Revision der Beklagten kann der Senat nicht

in der Sache selbst entscheiden, vielmehr muß die Sa—

che zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückvcrwicsen werden (€ 170 Abso 2 Satz 2 SGG)O

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsvcrfahrcns bleibt dem abschließenden Urteil

des LSG vorbehaltcno
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